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Besetzung der Uni Lausanne
bis am Montag geduldet
Die Forderungen der propalästinensischen Studenten sind unrealistisch

Die Aktivisten werfen der Universität vor, sich von Russland, aber nicht von Israel
distanziert zu haben. NOEMI CINELLI/KEYSTONE

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Es ist eine Mischung aus Kundgebung,
Proseminar und Pfadilager: Knapp hun-
dert Aktivisten besetzen zurzeit einen
Gebäudeteil der Universität Lausanne.
An den Wänden hängen Palästina-Flag-
gen, viele tragen die typischen schwarz-
weissen Kufiyas. In kleinen Gruppen
diskutieren sie über das weitere Vor-
gehen. Da und dort liegt ein Schlafsack,
einige haben auf mitgebrachten Isolier-
matten die Nacht hier verbracht.

Die Aktion hat am Donnerstagabend
begonnen und richtet sich gegen «das
Schweigen und die Passivität» der Uni-
Leitung zum Gaza-Krieg. Wer dahinter-
steckt, bleibt schleierhaft - keine Orga-
nisation tritt offiziell auf. Eine Kern-

gruppe habe sich spontan gebildet, den
Rest habe Mundpropaganda erledigt,
sagen zwei Studenten im Gespräch. Ob-
wohl sie der «Gruppe Medien» angehö-
ren, wollen sie ihre Namen nicht verra-
ten. Ohnehin ist einige Skepsis gegen-
über der Presse spürbar - als sich die
Demonstranten zum basisdemokratisch
organisierten Informationsaustausch
treffen, werden Journalisten zum Gehen
aufgefordert.

«Kolonialmacht Israel»

Das Rektorat duldet die Aktivisten für
den Moment. Sofern die Lage ruhig
bleibe, es keine Sachbeschädigungen

gebe und der Unterricht ordnungsgemäss
durchgeführt werden könne, werde man
zumindest bis zu Beginn der kommenden
Woche keine Anzeige erstatten, heisst es.

Man wolle den Dialog aufrechterhalten
und gebe sich nun ein paar Tage Zeit, um
sich zu den Forderungen der Studenten
zu positionieren, sagte Rektor Fr&Iric
Herman gegenüber RTS.

Professor wird angefeindet

Von den vier Punkten sticht vor allem
einer ins Auge: Die Uni Lausanne müsse
unverzüglich sämtliche Zusammenarbeit
mit israelischen Institutionen beenden -
und zwar so lange, bis Israel in einen
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langfristigen Waffenstillstand einwil-
lige, das «Völkerrecht respektiere»
und die «Apartheid beende», heisst
es in einem anonym gehaltenen Flug-
blatt. Die Studenten verweisen dar-
auf, dass sich die Universität schliess-
lich auch von Russland distanziert habe
nach dem Überfall auf die Ukraine.
Dass das Rektorat die Forderun-
gen der Aktivisten erfüllt - unabhän-
gig davon, dass die beiden Konflikte
völlig unterschiedlich gelagert sind -,
ist nicht vorstellbar. Doch was passiert
danach? Spielen sich dann auch in der
Schweiz Szenen wie in den USA ab?

Die Uni-Leitung will sich nicht zu
derartigen Eventualitäten äussern. Und
auch die Aktivisten behalten sich alle
Optionen offen: Man wolle zuerst die
Antworten abwarten und entscheide
dann im Kollektiv, sagen zwei von
ihnen. Sie betonen, dass ihre Bewegung
nicht politisch, sondern rein humanitär
motiviert sei. Fragen zu den Ereignis-
sen vom 7. Oktober und zur Terrororga-
nisation Hamas wollen die Aktivisten
nicht beantworten - lassen ihre Gesin-
nung dann aber doch durchblicken. Sie
reden von der «Kolonialmacht Israel»,
vom «Genozid» an der palästinensi-
schen Bevölkerung und sprechen Israel
gar das Existenzrecht ab.

Einer, gegen den sich der Furor rich-
tet, ist Jacques Ehrenfreund, Professor
des Lehrstuhls für die Geschichte der
Juden und des Judentums an der Uni
Lausanne. Seit er sich «erfrecht» hat,
neben dem Wunsch nach einem Waf-
fenstillstand auch an das Schicksal der
israelischen Geiseln zu erinnern, wird er
offen angefeindet. Vereinzelte Aktivisten
haben gar die Uni-Leitung unter Druck
gesetzt, damit diese eine öffentliche Kon-
ferenz absagt, bei der Ehrenfreund zu-
sammen mit dem Lehrstuhlinhaber für
Islamwissenschaften auftreten sollte.

Die Nerven liegen blank

So weit kam es nicht, die Veranstaltung
konnte am Donnerstag ohne Zwischen-
fall durchgeführt werden. Zu den For-
derungen der Besetzer will sich Eh-
renfreund nicht äussern. Er sagt aber:
«Wenn nicht nur die Politik des Staa-
tes Israel kritisiert wird, sondern des-
sen Existenzrecht infrage gestellt wird,
muss man von Antisemitismus spre-
chen.» Ähnlich äussert sich die Stif-
tung gegen Rassismus und Antisemi-
tismus: Bei Aktionen wie nun in Lau-
sanne werde die «Meinungsäusserungs-
und Versammlungsfreiheit genutzt, um
antisemitische Narrative zu verbreiten»,

heisst es in einem Communiqu.
Dass die Anspannung rund um den

akademischen Umgang mit dem Nah-
ost-Konflikt gross ist, zeigt auch ein Vor-
fall an der ETH Lausanne (EPFL) - nur
einen Kilometer von der Uni entfernt.
Eine Organisation namens Polyquity
hat dort am Dienstag eine Diskussions-
runde zum Thema «Femonationalismus,
Kolonialismus und Feminismus» durch-
geführt. Das Rektorat bekam im Vor-
feld Wind davon, dass der Gaza-Konflikt
auf einseitige Weise thematisiert werden
könnte, und ermahnte die Veranstalter,
dass - gemäss den Statuten der Hoch-
schule - auch andere Meinungen vor-
kommen müssten.

Polyquity sagt, dass man die Regeln
eingehalten habe und es keine bedroh-
lichen oder hasserfüllten Wortmeldun-
gen gegeben habe. Für die EPFL-Lei-
tung war die Veranstaltung hingegen,
wie befürchtet, klar «politisch orien-
tiert», wie sie in einer Rundmail an alle
Studentenvereinigungen schreibt. Sie
hat Polyquity am Freitag zitiert und ver-
bietet der Organisation nun - Rekurs
vorbehalten - während sechs Monaten,
Veranstaltungen auf dem Hochschul-
Campus durchzuführen.


